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Medien in ganz Europa befassen sich 
derzeit mit dem finnischen Experi-
ment eines bedingungslosen Grund-
einkommens: 2.000 der ca. 5,5 Mil-
lionen FinnInnen erhalten über zwei 
Jahre hinweg 560 Euro monatlich. 
Ein Grundeinkommen übrigens, von 
dem man in Finnland nicht leben 
kann; um nicht als armutsgefähr-
det zu gelten, benötigt man jährlich 
mindestens 10.987 Euro.1

Als aber im Jahr 2016 ein Pakt zur 
Steigerung der Wettbewerbsfähig-
keit Finnlands abgeschlossen wurde, 
berichtete kaum eine Zeitung in Eu-
ropa darüber. Dieser sah viel massi-
vere Eingriffe ins System vor, näm-
lich breite Arbeitsmarktreformen, 
die alle Beschäftigten im öffentlichen 
und privaten Sektor betrafen. U.a. 
wurden Sozialversicherungsabga-
ben von den ArbeitgeberInnen auf 
die ArbeitnehmerInnen abgewälzt, 
2017 wird es keine Lohnerhöhungen 
geben und die jährliche Arbeitszeit 
wurde um 24 Stunden ohne Lohn-
ausgleich erhöht.

Innenpolitisch war dieser Pakt in 
Finnland über ein Jahr lang ein um-
strittenes Thema. Die neue rechts-
konservative Regierung strebte 
schon ab ihrer Bestellung im April 

2015 an, die Wettbewerbsfähigkeit 
der Wirtschaft mit Hilfe harter Ein-
schnitte in die Rechte der Arbeit-
nehmerInnen zu stärken. Die Ge-
werkschaften stellte sie dabei vor 
die Wahl, entweder ein Paket mit zu 
verhandeln und umzusetzen oder 
härtere Maßnahmen und Einschrän-
kung der Kollektivvertragsfähigkeit 
auf gesetzlichem Wege hinnehmen 
zu müssen.

Wirtschaftliche und politische 
Entwicklung Finnlands n Die 
Wirtschaft entwickelte sich Anfang 
der 2000er Jahre positiv, im EU-
Vergleich stand Finnland sehr gut da. 
Im Zuge der Krise sanken die Expor-
te 2009 zunächst empfindlich ab und 
pendelten sich ab 2011 unter dem 
Vor-Krisen-Niveau wieder ein. Der 
gesamtstaatliche Schuldenstand er-
höhte sich von 34 % des BIP im Jahr 
2007 auf 59,3 % 2014. Die Arbeits-
losenrate stieg seit 2007 kontinuier-
lich von 6,7 % auf 8,7 %.2
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Ziel war, die Wettbewerbsfähigkeit Finnlands anzukurbeln. Unter diesem Motto übte  
die finnische Regierung enormen Druck auf die Gewerkschaften aus, einen Sozialpakt zu verhandeln,  
der massive Verschlechterungen für die ArbeitnehmerInnen mit sich brachte. Ein Beispiel rechts- 
konservativer Austeritätspolitik.� Sophia Reisecker

Die finnische Politik versuchte, da-
rauf zu reagieren. Bis 2011 führten 
die Reformprogramme im Großen 
und Ganzen zu sozialen Verbesse-
rungen, wobei eine restriktive Spar-
politik ab 2009 die Spielräume ver-
kleinerte. Mit der großen Koalition 
(bestehend aus sechs bzw. ab 2014 
fünf Parteien) kam es zwischen 2011 
und 2015 zu einer klaren Trendwen-
de: konsequent wurde die Haus-
haltskonsolidierung auf Kosten von 
Sozialstandards verfolgt.

Bei den Parlamentswahlen 2011 ver-
lor die liberale „Finnische Zentrums-
partei“, die bis dahin die stärkste 
Kraft war, massiv an Stimmen. Die 
konservative „Nationale Samm-
lungspartei“ wurde mit 20,4 % die 
Stärkste. Gleichzeitig hatte sich der 
WählerInnenanteil der rechtspopu-
listischen Partei „Wahre Finnen“/„Die 
Finnen“ auf rund 19 % mehr als ver-
vierfacht. Sie standen aufgrund der 
Zustimmung der Sammlungspartei 
zu einem EU-„Rettungspaket“ für 
Portugal jedoch nicht für eine Koa-
lition zur Verfügung, weswegen sich 
eine große Koalition formte.

Nach den Wahlen 2015 bildete sich 
am 29. Mai eine rechts-konservative 
Regierung unter der Führung der 

Rechts-konservative 
Regierung will  

ArbeitnehmerInnen-
Rechte schwächen um  
Wettbewerbsfähigkeit 

zu steigern.
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Zentrumspartei mit den Finnen und 
der Sammlungspartei.

Gewerkschaftslandschaft n Das 
finnische Gewerkschaftssystem be-
ruht auf einer Zuordnung nach Be-
schäftigungsart. Lokale Gewerk-
schaften bündeln sich in nationale 
Verbände, die wiederum Mitglieder in 
Dachverbänden sind. Insgesamt or-
ganisieren die Gewerkschaften circa 
75 % der Beschäftigten in Finnland.

Der größte der drei Dachverbände 
ist mit rund einer Million Mitgliedern 
die SAK, die vor allem ArbeiterInnen 
vertritt. Sie wurde 1907 gegründet 
und ist damit der älteste Verband. 
Zu ihr gehören 20 Gewerkschaften, 
darunter die MetallarbeiterInnen, die 
Dienstleistungsgewerkschaft, die 
Grenzsicherheitsgewerkschaft, die 
allgemeine JournalistInnengewerk-
schaft und die EisenbahnerInnen.

AKAVA, mit rund 600.000 Mitgliedern, 
vertritt vor allem hoch Qualifizierte 
wie Fach- und Leitungskräfte und 
Personal mit Universitätsabschluss. 
Auch über 100.000 Studierende sind 
hier organisiert. Der AKAVA gehören 
36 Gewerkschaften an, darunter die 
Bildungsgewerkschaft, die der Dip-
lomingenieurInnen, der AnwältInnen, 
der ArchitektInnen und die Psycho-
logInnen.

Die STTK vertritt rund 550.000 Mit-
glieder im Angestelltenbereich – die 
Mehrheit davon arbeitet im öffent-
lichen Dienst, gut drei Viertel sind 
Frauen. Ihr gehören 18 Mitgliedsge-
werkschaften aus den Bereichen der 
Kommunalverwaltung, des Versiche-
rungssektors, der IT-Branche und 
der Hilfspflegekräfte an.

Kollektivvertragspolitik n Das fin-
nische Arbeitsrecht gilt auf nationaler 

»

Ebene, in Kollektivverträgen können 
jedoch in vielen Bereichen (au-
ßer bspw. Diskriminierungsschutz, 
Gleichstellungsfragen) abweichende 
Bestimmungen festgeschrieben wer-
den. Insofern kommt der Kollektiv-
vertragspolitik in Finnland neben der 
lohnpolitischen Funktion eine gro-
ße sozial- und wirtschaftspolitische 
Rolle zu. VerhandlungspartnerInnen 
sind die Gewerkschaftsverbände und 
ArbeitgeberInnenverbände.

Lohnverhandlungen finden primär 
auf nationaler Ebene statt, sekun-
där auf sektoraler und betrieblicher. 
Derzeit haben die Kollektivverträge, 
die von der SAK und der STTK aus-
verhandelt werden, klare Bestim-
mungen hinsichtlich Entgelt, Jah-
resurlaub und Arbeitszeit, die in den 
Sektoren und Betrieben nicht unter-
schritten werden dürfen. Die AKAVA 
wiederum lässt hier mehr Flexibilität 
zu.

Laut einer Studie des Ministeriums 
für Arbeit waren 2014 75,5 % der 
Beschäftigten in der Privatwirtschaft 
und 100 % im öffentlichen Dienst 
durch Kollektivverträge abgedeckt – 
durchschnittlich sind das rund 90 %.3 
Hinzu kommen unternehmensspezi-
fische Kollektivverträge, die von die-
ser Studie nicht erfasst wurden.

Neoliberale Offensive im Regie-
rungsprogramm n Das Programm 
für 2015 bis 2019 der rechts-kon-
servativen Regierung, “Finnland, ein 
Land der Lösungen“, identifiziert „ri-
gide Strukturen, Bürokratie, Über-
regulierung, Standardisierung und 
Starrheit der Arbeitsmärkte“4 als eine 
der Schwächen von Finnland. Das 
erste inhaltliche Kapitel heißt „nach-
haltiges Wachstum und Staatsfinan-
zen“, das zweite „Beschäftigung und 
Wettbewerbsfähigkeit“ – eine Kom-
bination, bei der die Gewerkschaften 
wohl bereits alarmiert zu blättern 
begannen. In diesen Kapiteln legt 
die Regierung ausführlich dar, wel-
che Schritte sie zu setzen gedenkt.  

Einige Beispiele: 
n �Es wird ein „Sozialpakt“ der So-

zialpartner angestrebt, zu dessen 
Zielen beispielsweise „Maßnahmen 
(…), um Lohnstückkosten um min-
destens 5 % zu verringern“5 gehö-
ren. 

n �Es wird eine Reform der Arbeitslo-
senversicherung angekündigt, die 
eine Verschärfung der Verpflich-
tung, Arbeit an- sowie an Aktivie-
rungsmaßnahmen teilzunehmen, 
vorsieht. Wörtlich soll sie „die eige-
ne Rolle des/der Arbeitssuchenden 
bei der Arbeitssuche aktivieren 
und die effektivere Durchsetzung 
der Sanktionen (…) sicherstellen“6 

n �Von den Sozialpartnern wird erwar-
tet, eine Aufwertung von lokalen, 
betrieblichen Kollektivverträgen zu 
erreichen, um die Wettbewerbsfä-
higkeit durch mehr Flexibilität zu 
erhöhen. 

n �Der Beitrag der Regierung auf le-
gislativer Ebene sind bspw. Re-
formen der Arbeitszeitregelun-
gen, aber auch die Stärkung der 
Beschäftigten bei der Teilhabe an 
Entscheidungsprozessen im Unter-
nehmen.

Abseits oben genannter Beispiele ist 
viel von Steuererleichterungen (z.B. 
Senkung der Erbschaftssteuer) und 
Deregulierung die Rede. Das fin-
nische Regierungsprogramm spie-
gelt die neoliberale Ideologie vom 
schlanken Staat perfekt wider.

Ultimatum an die Gewerkschaf-
ten n Die Erwartungshaltung der 
Regierung war, dass die Sozialpart-
ner die entsprechenden Maßnahmen 
im Rahmen eines Sozialpaktes durch 
Kollektivverträge implementie-

Gewerkschaften  
organisieren rund 75 % 
der finnischen  
Beschäftigten.

Kollektivvertragspolitik 
hat eine große  

sozial- und wirtschafts-
politische Bedeutung.
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Das Regierungs
programm sah bereits  
Maßnahmen vor, so  
der Sozialpakt nicht  
zustande kommt. 

ren. Doch bereits im Regierungspro-
gramm wurden konkrete Maßnah-
men für den Fall, dass es zu keinem 
Sozialpakt komme, angekündigt.7

Noch im Frühjahr 2015 starteten die 
Verhandlungen zwischen den Sozial-
partnern über das Arbeitsmarktüber-
einkommen. Als die Verhandlungen 
im Herbst ins Stocken kamen, stellte 
die Regierung die Gewerkschaften 
vor ein Ultimatum.

Szenario 1: Die Gewerkschaften 
überschreiten ihre roten Linien und 
stimmen dem Wettbewerbspakt zu.

Szenario 2: Die Regierung beschließt 
ihr im Regierungsprogramm vorge-
legtes Maßnahmenpaket über 1,5 
Milliarden Euro Einsparungen. Dazu 
gehörten etwa Kürzungen bei der 
Arbeitslosenversicherung, Familien- 
und Studienbeihilfe. Die staatlichen 
Zuschüsse für Erwachsenenbildung 
sollten durch einen staatlichen Kredit 
abgelöst werden. Gleichzeitig sollten 
Steuern angehoben werden, etwa 
Elektrizitätsteuer und Einkommens-
steuer. Zusätzlich zu diesem Maßnah-
menprogramm drohte die Regierung 
der Gewerkschaft mit weiteren ge-
setzlichen Regelungen (Kürzung von 
Überstunden-, Nachtarbeits- und Wo-
chenendarbeitszuschlag sowie Kran-
kengeld, die Abschaffung bezahlter 
Feiertage) und damit, die Regelung 
der Arbeitszeit aus der Kollektivver-
tragskompetenz zu nehmen.

Die Gewerkschaften wurden so-
mit vor die Wahl gestellt: entweder 
selbst mitzugestalten, um eventuell 
Schlimmeres zu verhindern, aber 
gleichzeitig massive Verschlechte-
rungen mittragen zu müssen; oder 

in ihrer ureigenen Kernkompe-
tenz – der Kollektivvertragspolitik 

– beschnitten zu werden, wobei Ver-
schlechterungen nicht zu verhindern 
gewesen wären. Eine Situation, die 
eher  Erpressung als Verhandlung 
ist.

Im Januar 2016 wurden die Verhand-
lungen wieder aufgenommen, einen 
Monat später erzielte man eine Ei-
nigung über den Pakt. Den Gewerk-
schaften wurde bis Ende Mai Zeit ge-
geben, ihre internen Abstimmungen 
durchzuführen und dem Sozialpakt, 
der mittlerweile Wettbewerbspakt 
hieß, zuzustimmen.

Der Wettbewerbspakt – das Ver-
handlungsergebnis n Positive Ver-
handlungsergebnisse konnten bei 
einer Verbesserung des Kündigungs-
schutzes erzielt werden – und darin, 
dass weder das 1,5 Milliarden-Paket 
noch andere angekündigte Maßnah-
men der Regierung verabschiedet 
wurden. Auf der Negativseite ste-
hen ausbleibende Lohnerhöhungen 
für das Jahr 2017, Erhöhung der 
Arbeitszeit, Umwälzung von Sozial-
abgaben auf die ArbeitnehmerInnen 
sowie die Kürzung des Urlaubsgel-
des für öffentlich Bedienstete.

Der Wettbewerbspakt im Detail

n �Verbesserter Kündigungs-
schutz bei einer Beschäfti-
gungsdauer von mehr als fünf 
Jahren in einer Firma mit mehr 
als 30 Beschäftigten: Es gibt ein 
Recht auf Wiederbeschäftigungs-
training, die Höhe hängt vom Ein-
kommen der betroffenen Person 
ab. Der_die gekündigte Beschäf-
tigte hat für weitere sechs Monate 
nach Beendigung des Dienstver-
hältnisses Anspruch auf betriebli-
che Gesundheitsangebote.

n �Kollektivverträge: Alle Kollek-
tivverträge werden für weitere 12 
Monate verlängert – Löhne und 

Gehälter werden für diese Zeit ein-
gefroren. Die Verhandlungen im 
Herbst 2017 sollen die Ankurbe-
lung von Wirtschaft und Beschäf-
tigung zum Ziel haben.

n �Ausweitung der allgemeinen 
Arbeitszeit: Die jährliche Arbeits-
zeit wird um 24 Stunden (also drei 
volle Arbeitstage) erhöht, ohne 
entsprechenden Lohnausgleich. 
Die Implementierung der Auswei-
tung liegt in der Kompetenz der 
SozialpartnerInnen der jeweiligen 
Sektoren im Rahmen von Kollek-
tivverträgen.

n �Senkung des Urlaubsgeldes: 
Für alle öffentlich Bediensteten 
wird das Urlaubsgeld – vorüber-
gehend zwischen 2017 und 2019 

– um 30  % gekürzt.

n �Pensionsversicherung: Die 
lohnabhängigen Pensionsbeiträge 
der ArbeitnehmerInnen werden 
zwischen 2017 und 2019 sukzes-
sive um insgesamt 1,2 % erhöht – 
die Beiträge der ArbeitgeberInnen 
sinken entsprechend.

n �Arbeitslosenversicherung: Die 
lohnabhängige Arbeitslosenversi-
cherung der ArbeitnehmerInnen 
wird zwischen 2017 und 2019 suk-
zessive um insgesamt 0,85 % er-
höht – die Beiträge der Arbeitge-
berInnen sinken entsprechend.

Die Erhöhung der Beiträge der Ar-
beitnehmerInnen für Pensions- und 
Arbeitslosenversicherung entspricht 
bei einem durchschnittlichen Ein-
kommen in Finnland (3.284 Euro 
brutto) einem jährlichen Verlust von 
1.367 Euro für jede_n. Im öffentli-
chen Dienst beträgt der durchschnitt-
liche Verlust gar 1.860 Euro.8 »

»

Gewerkschaften  
haben sich in Situation 

der Erpressung  
wiedergefunden.
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Lohnsteuersenkung bei breiter 
gewerkschaftlicher Zustimmung 
n Als „Anreiz“ für die Zustimmung 
der Gewerkschaften wurde auch 
eine Lohnsteuersenkung vorgese-
hen – abhängig vom Grad der so-
zialpartnerschaftlichen Umsetzung 
des Wettbewerbspakts. Die Steue-
rerleichterung betrifft alle Einkom-
mensklassen.

Wenn der Wettbewerbspakt „aus-
reichende Abdeckung“ erreicht und 
vollzogen ist, würde die Regierung 
ein Zugeständnis von 315 Millionen 
Euro im Budget 2017 an Lohnsteu-
ersenkung  machen. Bei einer Abde-
ckungsrate des Paktes (in den Kol-
lektivverträgen) von mehr als 85 % 
wird dieses Volumen um weitere 100 
Millionen Euro angehoben. Wenn die 
Abdeckung gar mehr als 90 % be-
trägt, wird die Lohnsteuererleichte-
rung ein Volumen von 515 Millionen 
Euro ausmachen.9

Gleichzeitig verspricht die Regierung, 
sich zu „bemühen“, die Lohnsteuer 
2018 und 2019 nicht anzuheben.

Gewerkschaftliches Ringen n Ob-
wohl die Verhandlungen nach dem 
Ultimatum der Regierung wieder 
aufgenommen worden waren, war 
es nicht sicher, dass die Gewerk-
schaftsgremien tatsächlich dem End-
ergebnis zustimmen würden.

Abgesehen von der Verbesserung 
im Kündigungsschutz und der mög-
lichen Lohnsteuersenkung für 2017 
konnten die Gewerkschaften in 
der Erfolgsbilanz „nur“ vorweisen, 
Schlimmeres verhindert zu haben. 
Dem gegenüber standen zahlreiche 
Verschlechterungen für die Arbeit-
nehmerInnen.

Die Gewerkschaften hatten somit 
die Wahl zwischen Pest und Cholera: 
Sowohl eine Zustimmung als auch 
eine Ablehnung des Paktes barg die 
Gefahr, ihre Legitimation gegenüber 
der Basis zu verlieren weil sie mas-
sive Verschlechterungen für die ei-
gene Interessensgruppe tolerieren. 
Ein Nein bedeutete aber zusätzlich, 
ungezügelte Austeritätspolitik durch 
die finnische Regierung zuzulassen, 
Einschränkungen in den eigenen 
Gewerkschaftsrechten hinnehmen 
zu müssen und somit längerfristig 
Handlungsspielraum zu verlieren.

Während viele kleinere Gewerk-
schaften rasch ihre Zustimmung 
gegeben hatten, war der ge-
werkschaftsinterne Prozess bei 
den großen Gewerkschaften PAM 
(Dienstleistungsgewerkschaft) und 
Metalli (MetallarbeiterInnen) lang-
wieriger. Am 3. Juni 2016 fällte 
schließlich die PAM den Beschluss, 
den Wettbewerbspakt umzusetzen, 
vorausgesetzt, auch die Metallarbei-
terInnen würden zustimmen. Deren 
Gewerkschaft gab eine Woche später, 
am 10. Juni, grünes Licht.

Unterzeichnung und Umsetzung 
n Durch die Zustimmung der gro-
ßen Gewerkschaften konnte am 14. 
Juni 2016 der Wettbewerbspakt un-
terzeichnet worden. Aufgrund der 
Anzahl der unterstützenden Gewerk-
schaften waren 86,52 % der Beschäf-
tigten durch die Implementierung 
in den Kollektivverträgen von den 
Maßnahmen des Wettbewerbspakts 
betroffen.

Dementsprechend sah die finnische 
Regierung für das Budget 2017 eine 
Senkung des Einkommenssteuervolu-
mens in Höhe von 415 Millionen Euro 
vor. Die Umsetzung der Arbeitszeit-
erhöhung scheint interessanterweise 
in der Praxis nicht flächendeckend zu 
funktionieren: Gewerkschaften be-
richten, dass einzelne Unternehmen 
nicht an der Ausweitung der Arbeits-
zeit interessiert wären.10

Der Wettbewerbspakt 
ist ein neoliberales  
Projekt: Löhne  
kürzen und im  
Gegenzug 
Lohnsteuer senken …

… schlanker  
Sozialstaat sowie  

Konzernen freies Spiel 
ermöglichen!

»

»

Bewertung des Paktes n Der Wett-
bewerbspakt ist ein eindeutig neoli-
berales Projekt. Er folgt der in Euro-
pa derzeit allgegenwärtigen „Logik“, 
wonach die Wettbewerbsfähigkeit 
eines Landes durch innere Abwer-
tung, also Senkung der Lohnkosten, 
erlangt werden soll. Die Schaffung 
von Arbeitsplätzen, die von der Re-
gierung zumindest als offizielles 

Ziel angegeben wird, orientiert sich 
ausschließlich an  quantitativen Kri-
terien: Dass auch diese Jobs ein 
Einkommen zum Leben garantieren 
sollten, ist irrelevant.

Auf Kosten der Beschäftigten, aber 
auch auf Kosten der öffentlichen 
Hand (Verzicht auf Steuereinnah-
men), sollen Anreize für Unterneh-
men geschaffen werden. Da die 
Kaufkraft der Bevölkerung allerdings 
stark reduziert wird, ist nicht davon 
auszugehen, dass ein nennenswer-
tes Wirtschaftswachstum zu ver-
zeichnen sein wird. Denn faktisch 
bedeutet der Wettbewerbspakt, dass 
die Einkommen der FinnInnen ge-
kürzt werden: Die Umwälzung der 
Sozialabgaben verringert den Netto-
Lohn, es wird für dasselbe Geld 24 
Stunden mehr gearbeitet und durch 
die ausbleibenden Lohnerhöhungen 
2017 schlägt die Inflation voll durch.

Kahlschlag in der finnischen 
Sozialgesetzgebung n Der Wett-
bewerbspakt in Finnland ist jedoch 
nur eine von mehreren „Reform-
maßnahmen“. Gleichzeitig läuft 
die Umsetzung des übrigen Regie-
rungsprogramms, das im Bereich 
von Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik 
noch eine breite Menüliste neolibe-
raler Politik zu bieten hat (s.o. Ab-
schnitt „Offensive im Regierungs-
programm“).

Wettbewerbspakt Finnland: Massive Einschränkungen von ArbeitnehmerInnenrechten
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Die Europäische Union 
spielt bei der  

Durchsetzung dieser 
Politik eine  

gewichtige Rolle. 

»

»

»

Beispielsweise wurde mit Wirkung 
1. Januar 2016 die Einschränkung 
der Ladenöffnungszeiten aufgeho-
ben. Alle Geschäfte und Friseursa-
lons können 24 Stunden an sieben 
Tagen der Woche geöffnet bleiben, 
es bedarf dazu auch keiner Sonder-
genehmigung. Im finnischen Par-
lament fand diese Vorlage breite 
Zustimmung: 145 Abgeordnete un-
terstützen die Ladenzeitenliberalisie-
rung, nur 35 waren dagegen.

Zudem wurde die Probezeit, wäh-
rend derer die Beschäftigten nur 
schwach abgesichert sind, von vier 
auf sechs Monate erhöht. Die Re-
gierung schaffte ein Gesetz ab, das 
einem EUGH-Urteil entsprach und 
vorsah, dass sich Urlaub und Krank-
heit nicht überlappen dürfen und 
entsprechende Urlaubstage gutge-
schrieben werden. Darüber hinaus 
können nun befristete Arbeitsverträ-
ge mit Maximalbefristung von einem 
Jahr drei Mal verlängert werden.

Daneben gibt es noch zahlreiche 
weitere neue Gesetzgebungen, die 
sozialpolitisch bedenklich sind. Viele 
Vorschläge mussten allerdings von 
der Regierung wieder zurückgezogen 
werden – beispielsweise, dass die 
Voraussetzungen für Kündigungen 
auf Betriebsebene festgelegt werden 
sollen oder das Entziehen des sozi-
alpartnerschaftlichen Verhandlungs-
mandats über das Urlaubsausmaß. 
Teilweise waren diese Gesetzes-
vorlagen zu wenig durchdacht und 
mussten deswegen zurückgenom-
men werden. Teilweise kam es auch 
zu erfolgreichen gewerkschaftlichen 
Protesten. Es kann aber durchaus 
sein, dass viele dieser Ankündigun-
gen reine Taktik waren, um politi-
schen Druck auf die Gewerkschaften 
aufzubauen.

Europäische Realität n Der Wett-
bewerbspakt und die anderen Maß-
nahmen waren aber nicht alleine 
neoliberale Austeritätspolitik einer 
rechts-konservativen Regierung vor 

dem Hintergrund schwieriger wirt-
schaftlichen Kennzahlen. Politik, die 
sich gegen die Rechte von Arbeitneh-
merInnen und Gewerkschaften stellt, 
die einen schlanken Sozialstaat 
durchsetzt und versucht, Konzernen 
freies Spiel zu ermöglichen, zeigt 
sich überall in Europa. Ein prominen-
tes Beispiel hierfür sind die jüngsten 
Deregulierungen des Arbeitsrechts 
in Frankreich.11 

Diese Politik wird von der Europäi-
schen Kommission unterstützt und 
eingefordert. In ihren länderspezifi-
schen Empfehlungen drängt sie un-
ter dem Titel „fiskalpolitische Kon-
solidierung“ nationale Regierungen 

kontinuierlich, sozialpolitische Stan-
dards abzubauen. Im Rahmen des 
Europäischen Semesters 2011 wur-
de Finnland u.a. empfohlen, das ef-
fektive Pensionsalter zu erhöhen, es  
an die Lebenserwartung zu koppeln 
und die Optionen für frühzeitiges 
Ausscheiden einzuschränken. Diese 
Forderung findet sich in vielen Emp-
fehlungen der Kommission, unter an-
derem auch im ersten Vorschlag zur 
Europäischen Säule sozialer Rechte.

2014 etwa betonten Kommission und 
Rat für Finnland die Notwendigkeit 
einer Verwaltungsreform auf kommu-
naler Ebene, inklusive sozialer und 
gesundheitlicher Dienstleistungen. 
2016 empfahlen die Europäischen 
Institutionen, dass „Hemmnisse“ im 
Lohnfindungssystem beseitigt wer-
den sollen, um die Wettbewerbsfähig-
keit und die Exporte zu verbessern.

Viele Reformen der finnischen Re-
gierung, nicht nur im Bereich der 
Sozialpolitik, sondern auch in Bil-
dung, Verwaltung etc., folgten den 
länderspezifischen Empfehlungen 

im Rahmen des Europäischen Se-
mesters seit 2011. Die Rolle der 
Europäischen Union bei der Durch-
setzung von Reformen kann nicht 
überschätzt werden. Und der Druck 
wird in den nächsten Jahren voraus-
sichtlich noch steigen.

Echte Sozialpolitik statt Spar-
kurs n Die Krisenpolitik der letzten 
Jahre hat europaweit Wohlfahrts-
staaten untergraben und stellt so-
ziale Sicherungssysteme in Frage. 
Zudem häufen sich Angriffe auf po-
litische Grundrechte (wie etwa die 
Versammlungsfreiheit in Frankreich) 
und Gewerkschaftsrechte (wie etwa 
Autonomie bei Kollektivvertragspoli-
tik). Es ist schwierig, in einem sol-
chen Klima sozialpolitischen Fort-
schritt voranzubringen.

Eine abwärts gerichtete Spirale des 
Wettbewerbs bei Unternehmensbe-
steuerungen, die Anhebung täglicher, 
wöchentlicher, jährlicher Höchstar-
beitszeiten und das Einfrieren von 
Löhnen, all das sind neoliberale 
Strategien der Deregulierung. Viele 
Staaten, wie nun auch Finnland, ha-
ben im Zuge der Austeritätspolitik 
diesem Druck nachgegeben. Das Er-
gebnis ist vielfach ein schlanker So-
zialstaat, der aufgrund eines gerin-
gen Haushaltsspielraums und breiter 
Kompetenzübertragungen auf Priva-
te immer weniger handlungsfähig ist.

Auch Österreich ist diesem Druck 
ausgesetzt. Neben fiskalpolitischen 
Vorgaben empfehlen  beispielswei-
se die Europäische Kommission oder 
die OECD schon seit Jahren, in Ös-
terreich „endlich“ das Pensionsan-
trittsalter anzupassen und die Pen-
sionsautomatik einzuführen. Trotz 
Sparpolitik konnten bisher viele sozi-
alpolitische Standards gehalten oder 
gar erhöht werden – sie sind jedoch 
nicht in Stein gemeißelt. Die öster-
reichische Gewerkschaft kann und 
muss aus Beispielen wie dem finni-
schen Wettbewerbspakt lernen. Eine 
Situation, welche die Gewerk-

Wettbewerbspakt Finnland: Massive Einschränkungen von ArbeitnehmerInnenrechten
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schaften zwingt zwischen Pest und 
Cholera zu wählen, muss verhindert 
werden. Dafür braucht es eine star-
ke Bewegung und Solidarisierung der 
ArbeitnehmerInnen.

In Europa muss die soziale Frage wie-
der gestellt werden. Es geht darum, 
ihr Vorrang gegenüber wirtschaftli-
chen Freiheiten zu einzuräumen. Wir 
brauchen europäische Mindeststan-

dards, etwa für Arbeitszeiten, Ur-
laub und Arbeitslosengeldanspruch. 
Meinungs-, Versammlungs- und Ko-
alitionsfreiheit sind wichtige Werte, 
die nicht unter die Räder der Auste-
ritätspolitik kommen dürfen. Anstatt 
nationale Lohnfindungssysteme zu 

untergraben, müssen Gewerkschaf-
ten und ArbeitnehmerInnenvertre-
tungen gestärkt werden, damit nicht 
nur Jobs geschaffen werden, son-
dern auch sichergestellt wird, dass 
die Arbeitsbedingungen, die soziale 
Sicherung und die Entlohnung den 
ArbeitnehmerInnen zugutekommen

Sophia Reisecker n GPA-djp International 

sophia.reisecker@gpa-djp.at
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soziale Frage hat  
Vorrang gegenüber  

wirtschaftlichen  
Freiheiten zu haben.
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Editorial

Liebe Leserin! Lie
ber Le

ser!

Vor Ih
nen liegt doppelt Neues. 

 Durch professio
nelles La

yout 

ersch
einen wir in

 neuem Gewand. 

Auch inhaltlich
 haben wir uns 

bemüht, die internationalen Brenn-

punkte durch neue Formate besser 

zu fokussie
ren: La

ngbeiträge als 

Raum für grundlegende Analysen. 

Damit st
arten Markus Marterbauer 

und Lukas Oberndorfer. Erste
rer 

zeigt auf, dass s
imultanes Kon-

solidieren die EU in den nächsten 

Abschwung führen könnte. Zweiterer 

setzt s
ich mit dem Monti-B

erich
t – 

dem Versuch eines neuen Konsenses 

für eine angebotseitige Binnen-

marktpolitik – auseinander. Produk-

tion von Konsens und Disse
ns darin 

spielen Bücher eine wichtige Rolle. 

Daher eröffnen wir m
it zw

ei Rezensi-

onen eine neue Rubrik: Die Buchbe-

sprechung. Die bekannten Stärken 

unserer Zeitsch
rift b

leiben erhal-

ten: aktuelle Themen informativ & 

prägnant aufbereitet. D
as ze

igen 

Elisabeth Beer, N
orbert Templ, Ir

is 

Strutzm
ann, Walter Sauer & Susan 

Leather mit ih
ren Beiträgen zu  

Investiti
onssch

utzabkommen, 

Wachstumshindernisse
n, Handels-

politik (EU – Kanada) und HIV/Aids. 

Ebenso setzt C
laudia Schürz u

nseren 

China-Schwerpunkt fort. D
iesmal: 

WanderarbeiterInnen.

 

Ihr AK Redaktionsteam

Seit B
eginn der Finanz- und Wirts

chaftskrise ist es  

der EU gelungen, durch pragmatisch
e Notfallmaßnahmen das  

Banken system, die Konjunktur und den Markt für Staatssc
huld-

versch
reibungen zu sta

bilisie
ren, jedoch sin

d die grundlegenden  

Probleme nicht bewältigt. 

Europas W
irtsc

haft

An einer entscheidenden 

Weggabelung

Die weitere Konjunkturentwicklung 

hängt davon ab, ob die von Asien 

ausgehenden Auftrie
bskräfte oder 

die Dämpfung durch die sim
ultane 

Budgetkonsolidierung in der EU stä
r-

ker wirken. Die Bewältigung der ho-

hen Staatssc
hulden bleibt ein zent-

rales Thema, für dessen Bewältigung 

unkonventionelle Ansätze notwendig 

sind.

EU-Wirts
chaftspolitik

 
schafft 

Stabilisierung n Die wirtsc
haftlic

he 

Krise
 hat in der Europäisch

en Uni-

on in den letzte
n Wochen ihr dritte

s 

Stadium erreicht:

 
n Die Krise

 ging zunächst in den 

Jahren 2007 und 2008 von den 

Finanzmärkten und Banken aus, 

das weltweite Finanzsystem ge-

riet mehrmals an den Rand des 

Zusammenbruchs.

n Dadurch wurde von Mitte 2008 

bis M
itte 2009 ein tiefer Einbruch 

der Realwirtsc
haft a

usgelöst. D
as 

Bruttoinlandsprodukt ging 2009 

real um 4,2% zurück, die saison-

bereinigte Zahl der Arbeitslo
sen 

stie
g vom Tiefsta

nd im Frühjahr 

2008 bis M
ai 2010 von 16 Mio auf 

23 Mio.

n Als Folge des durch den finanz- 

und realwirtsc
haftlic

hen Einbruch 

entsta
ndenen Ausfalls 

an Steu-

ereinnahmen und der zusätzli-

chen Staatsausgaben entwickelte 

sich
 ab dem Frühjahr 2010 eine 

Staatssc
huldenkrise

.

Die EU-Politik
 hat die Krise

nzeichen 

in allen drei Stadien spät erkannt, 

sie hat – bedingt durch langwierige 

Entsch
eidungsprozesse, vor allem 

aber geprägt durch ein neoliberales 

Weltbild, das den Märkten Effizienz 

zusprich
t und sta

atlich
e Eingriffe

 für 

falsch
 hält – mit Zögern und Zaudern 

reagiert. D
ennoch ist 

es sc
hließlich 

in jedem Stadium der Krise
 gelun-

gen, durch Notfallmaßnahmen eine 

Stabilisie
rung zu erreichen:
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Editorial

Liebe Leserin!  

Lieber Leser!

Die Politik des eisernen Sparens 

hat zu folgenschweren Verwer-

fungen insbesondere in den Kri-

senländern Südeuropas geführt. 

Ruth Simsa skizziert, wie sich die 

Lebensbedingungen in Spanien 

verschlechtert haben. Über  

die schwierigen Verhandlungen, 

die die griechische Regierungs-

partei Syriza mit der EU-Troika 

führen muss, informiert Lukas 

Oberndorfer. Michael Mesch 

beschäftigt sich mit der Lohn-

politik in der Krise, die zu einer 

Demontage der Tarifautonomie 

der KollektivvertragspartnerInnen 

geführt hat. Einen Einblick zu den 

Praktiken der Steueroasen, die 

eine steuerschonende Behand-

lung von Unternehmensgewin-

nen und Vermögen ermöglichen, 

gibt Gertraud Lunzer. Frank Ey 

schildert, wie es um die Trans-

parenz beim Lobbying auf EU-

Ebene bestellt ist. Elisabeth Beer 

berichtet über die letzten Ent-

wicklungen zu Investitionsschutz 

und Investor-Staat-Streit  bei-

legungsmechanismus im EU- 

USA-Handelsabkommen TTIP. 

Die Kampagne No2ISDS setzt 

dazu neue Aktivitäten.   

Ihre Redaktion 

Spanien ist von einer gravierenden ökonomischen, sozialen 

und politischen Krise betroffen. Zum Teil ist dies Folge  

der europäischen Politik. Die zunehmende Orientierung an Wirt-

schaftsinteressen statt an sozialen Standards, die Unterordnung des 

Gemeinwohls unter individuelle Interessen, die Individualisierung 

von Gewinnen und Kollektivierung von Risiken der Finanzmärkte 

führen zu wachsender Ungleichverteilung und Exklusion.   Ruth Simsa

Spanien

Überleben in der  

Krise mit Hilfe  

sozialer Netzwerke

Folgen sind in vielen Ländern Politik-

verdrossenheit oder ein Zulauf der 

Krisenverlierer zu nationalistischen 

und rechtspopulistischen Strömun-

gen. In Spanien dagegen kam es in 

Folge einer breiten Protestbewegung 

zu einer Stärkung der Zivilgesell-

schaft, des politischen Engagements 

und der Solidarität. Infolge der Be-

wegung wurden neue Parteien ge-

gründet, die hohe Erfolgsaussichten 

bei den nächsten Wahlen haben.1 

Hintergründe: die Wirtschafts-

krise und ihre Folgen n Die Fi-

nanzkrise und durch sie verursachte 

Liquiditätsengpässe von Banken tra-

fen Spanien nach einem Jahrzehnt 

des Baubooms, der durch lockere 

Kreditvergabe und niedrige Zinsen 

verursacht und durch Spekulationen 

verstärkt worden war. Bis dahin er-

lebte Spanien goldene Jahre und den 

Aufstieg zur fünftgrößten Volkswirt-

schaft Europas. Spanien hatte vor 

der Finanzkrise eine mit 39,4 % im 

Jahr 2008 deutlich niedrigere Staats-

verschuldung als etwa Österreich 

(68,5  %), war aber u.a. aufgrund 

des hypertrophen Bausektors beson-

ders verwundbar. Mit der Finanzkri-

se platzte die Immobilienblase. Der 

Staat fing die von Kreditausfällen 

betroffenen Banken auf, verschul-

dete sich stark, Unternehmen gin-

gen in Konkurs, die Arbeitslosigkeit 

stieg. Die Staatsverschuldung stieg 

bis 2014 auf geschätzte 98,1 %2 
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Editorial

Liebe Leserin! Lieber Leser!

Vor Ihnen liegt doppelt Neues. 
 Durch professionelles Layout 

erscheinen wir in neuem Gewand. 
Auch inhaltlich haben wir uns 

bemüht, die internationalen Brenn-
punkte durch neue Formate besser 

zu fokussieren: Langbeiträge als 
Raum für grundlegende Analysen. 
Damit starten Markus Marterbauer 

und Lukas Oberndorfer. Ersterer 
zeigt auf, dass simultanes Kon-

solidieren die EU in den nächsten 
Abschwung führen könnte. Zweiterer 

setzt sich mit dem Monti-Bericht – 
dem Versuch eines neuen Konsenses 

für eine angebotseitige Binnen-
marktpolitik – auseinander. Produk-
tion von Konsens und Dissens darin 
spielen Bücher eine wichtige Rolle. 

Daher eröffnen wir mit zwei Rezensi-
onen eine neue Rubrik: Die Buchbe-

sprechung. Die bekannten Stärken 
unserer Zeitschrift bleiben erhal-

ten: aktuelle Themen informativ & 
prägnant aufbereitet. Das zeigen 

Elisabeth Beer, Norbert Templ, Iris 
Strutzmann, Walter Sauer & Susan 

Leather mit ihren Beiträgen zu  
Investitionsschutzabkommen, 

Wachstumshindernissen, Handels-
politik (EU – Kanada) und HIV/Aids. 

Ebenso setzt Claudia Schürz unseren 
China-Schwerpunkt fort. Diesmal: 

WanderarbeiterInnen.

 Ihr AK Redaktionsteam

Seit Beginn der Finanz- und Wirtschaftskrise ist es  
der EU gelungen, durch pragmatische Notfallmaßnahmen das  
Banken system, die Konjunktur und den Markt für Staatsschuld-
verschreibungen zu stabilisieren, jedoch sind die grundlegenden  
Probleme nicht bewältigt. 

Europas Wirtschaft

An einer entscheidenden 
Weggabelung

Die weitere Konjunkturentwicklung 
hängt davon ab, ob die von Asien 
ausgehenden Auftriebskräfte oder 
die Dämpfung durch die simultane 
Budgetkonsolidierung in der EU stär-
ker wirken. Die Bewältigung der ho-
hen Staatsschulden bleibt ein zent-
rales Thema, für dessen Bewältigung 
unkonventionelle Ansätze notwendig 
sind.

EU-Wirtschaftspolitik schafft 
Stabilisierung n Die wirtschaftliche 
Krise hat in der Europäischen Uni-
on in den letzten Wochen ihr drittes 
Stadium erreicht:
 
n Die Krise ging zunächst in den 

Jahren 2007 und 2008 von den 
Finanzmärkten und Banken aus, 
das weltweite Finanzsystem ge-
riet mehrmals an den Rand des 
Zusammenbruchs.

n Dadurch wurde von Mitte 2008 
bis Mitte 2009 ein tiefer Einbruch 
der Realwirtschaft ausgelöst. Das 

Bruttoinlandsprodukt ging 2009 
real um 4,2% zurück, die saison-
bereinigte Zahl der Arbeitslosen 
stieg vom Tiefstand im Frühjahr 
2008 bis Mai 2010 von 16 Mio auf 
23 Mio.

n Als Folge des durch den finanz- 
und realwirtschaftlichen Einbruch 
entstandenen Ausfalls an Steu-
ereinnahmen und der zusätzli-
chen Staatsausgaben entwickelte 
sich ab dem Frühjahr 2010 eine 
Staatsschuldenkrise.

Die EU-Politik hat die Krisenzeichen 
in allen drei Stadien spät erkannt, 
sie hat – bedingt durch langwierige 
Entscheidungsprozesse, vor allem 
aber geprägt durch ein neoliberales 
Weltbild, das den Märkten Effizienz 
zuspricht und staatliche Eingriffe für 
falsch hält – mit Zögern und Zaudern 
reagiert. Dennoch ist es schließlich 
in jedem Stadium der Krise gelun-
gen, durch Notfallmaßnahmen eine 
Stabilisierung zu erreichen:
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Editorial
Liebe Leserin! Lieber Leser!Vor Ihnen liegt doppelt Neues. 

 Durch professionelles Layout 

erscheinen wir in neuem Gewand. 
Auch inhaltlich haben wir uns 

bemüht, die internationalen Brenn-

punkte durch neue Formate besser 
zu fokussieren: Langbeiträge als 

Raum für grundlegende Analysen. 

Damit starten Markus Marterbauer 
und Lukas Oberndorfer. Ersterer 
zeigt auf, dass simultanes Kon-

solidieren die EU in den nächsten 

Abschwung führen könnte. Zweiterer 

setzt sich mit dem Monti-Bericht – 

dem Versuch eines neuen Konsenses 
für eine angebotseitige Binnen-

marktpolitik – auseinander. Produk-

tion von Konsens und Dissens darin 

spielen Bücher eine wichtige Rolle. 

Daher eröffnen wir mit zwei Rezensi-

onen eine neue Rubrik: Die Buchbe-

sprechung. Die bekannten Stärken 
unserer Zeitschrift bleiben erhal-

ten: aktuelle Themen informativ & 
prägnant aufbereitet. Das zeigen 

Elisabeth Beer, Norbert Templ, Iris 

Strutzmann, Walter Sauer & Susan 
Leather mit ihren Beiträgen zu  
Investitionsschutzabkommen, 

Wachstumshindernissen, Handels-

politik (EU – Kanada) und HIV/Aids. 

Ebenso setzt Claudia Schürz unseren 

China-Schwerpunkt fort. Diesmal: WanderarbeiterInnen. 
Ihr AK Redaktionsteam

Seit Beginn der Finanz- und Wirtschaftskrise ist es  

der EU gelungen, durch pragmatische Notfallmaßnahmen das  

Banken system, die Konjunktur und den Markt für Staatsschuld-

verschreibungen zu stabilisieren, jedoch sind die grundlegenden  

Probleme nicht bewältigt. 

Europas Wirtschaft

An einer entscheidenden 
Weggabelung

Die weitere Konjunkturentwicklung 

hängt davon ab, ob die von Asien 

ausgehenden Auftriebskräfte oder 

die Dämpfung durch die simultane 

Budgetkonsolidierung in der EU stär-

ker wirken. Die Bewältigung der ho-

hen Staatsschulden bleibt ein zent-

rales Thema, für dessen Bewältigung 

unkonventionelle Ansätze notwendig 

sind.

EU-Wirtschaftspolitik schafft 

Stabilisierung n Die wirtschaftliche 

Krise hat in der Europäischen Uni-

on in den letzten Wochen ihr drittes 

Stadium erreicht: 
n Die Krise ging zunächst in den 

Jahren 2007 und 2008 von den 

Finanzmärkten und Banken aus, 

das weltweite Finanzsystem ge-

riet mehrmals an den Rand des 

Zusammenbruchs.
n Dadurch wurde von Mitte 2008 

bis Mitte 2009 ein tiefer Einbruch 

der Realwirtschaft ausgelöst. Das 

Bruttoinlandsprodukt ging 2009 

real um 4,2% zurück, die saison-

bereinigte Zahl der Arbeitslosen 

stieg vom Tiefstand im Frühjahr 

2008 bis Mai 2010 von 16 Mio auf 

23 Mio.

n Als Folge des durch den finanz- 

und realwirtschaftlichen Einbruch 

entstandenen Ausfalls an Steu-

ereinnahmen und der zusätzli-

chen Staatsausgaben entwickelte 

sich ab dem Frühjahr 2010 eine 

Staatsschuldenkrise.
Die EU-Politik hat die Krisenzeichen 

in allen drei Stadien spät erkannt, 

sie hat – bedingt durch langwierige 

Entscheidungsprozesse, vor allem 

aber geprägt durch ein neoliberales 

Weltbild, das den Märkten Effizienz 

zuspricht und staatliche Eingriffe für 

falsch hält – mit Zögern und Zaudern 

reagiert. Dennoch ist es schließlich 

in jedem Stadium der Krise gelun-

gen, durch Notfallmaßnahmen eine 

Stabilisierung zu erreichen:
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Editorial
Liebe Leserin! Lieber Leser!

Noch einmal vor der Sommer pause 

widmen wir uns den aktuellen 

Brennpunkten der europäischen  

Politik: P. Eberhardt skizziert die 

Einflussnahme der Wirtschafts-

lobbys auf die Verhandlung des 

EU-Indien Freihandelsabkommens. 

L. Oberndorfer, N. Templ und C. 

Schlager greifen in ihren Analysen 

noch einmal neue Aspekte des viel 

diskutierten Economic Government-

Pakets auf, ergänzt um einen 

kritischen Blick auf die Austeri-

tätsprogramme quer durch Europa 

(G. Feigl), auf die sprunghaften 

Preisanstiege an den Rohstoffbör-

sen (M. Maltschnig) sowie Aktuel-

lem zur Finanztransaktionssteuer 

(V. Wedl). Das Ende der ungari-

schen EU Präsidentschaft nimmt 

K. Lachmayer zum Anlass einen 

genaueren Blick über die Grenze zu 

werfen und analysiert die aktuellen 

Verfassungsreformen in unserem 

Nachbarland. Weitere Themen der 

Ausgabe sind die Reformvorhaben 

im EU-Vergaberecht (S. Wixforth), 

die Strategie zur legalen Zuwande-

rung in die Union (C. Cesnovar) so-

wie die revidierten OECD-Leitsätze 

für multinationale Unternehmen (E. 

Beer). Abgerundet mit Buch- und 

Veranstaltungstipps wünschen wir 

eine anregende Lektüre im Juni.
Ihr AK Redaktionsteam

Seit 2007 verhandeln Indien und die EU ein weit reichendes 

Freihandelsabkommen. Es umfasst alle relevanten Wirtschafts-

bereiche – von Industrie, Landwirtschaft und Dienstleistungssekto-

ren bis hin zu Patenten, der öffentlichen Auftragsvergabe und der 

Ausbeutung von Rohstoffen. Demnächst sollen die Gespräche abge-

schlossen werden. Dabei weiß in Europa und Indien kaum jemand 

etwas darüber. Nur Konzerne und ihre Lobbyverbände sind bestens 

in die Verhandlungen eingebunden.    

Pia Eberhardt

In den Freihandelsverhandlungen mit Indien  

arbeiten EU-Kommission, Mitgliedstaaten und  

Konzernlobbies eng zusammen 

Feindliche Übernahme
Die bruchstückhaften Informationen 

über die Verhandlungen, die bisher 

an die Öffentlichkeit gesickert sind, 

haben soziale Bewegungen, Ge-

werkschaften, Entwicklungs-, Frau-

en- und Gesundheitsorganisationen 

alarmiert. Sie befürchten, dass das 

EU-Indien 
Freihandelsabkommen 

Armut, soziale Ungleichheit und den 

ökologischen Raubbau in Indien ver-

schärfen wird. Auch Arbeitsrechte 

und der Zugang zu Medikamenten 

seien durch das Abkommen bedroht, 

und zwar nicht nur in Indien, son-

dern weltweit. Wiederholt haben da-

her hunderte zivilgesellschaftliche 

Organisationen aus Europa und In-

dien zu einem sofortigen Stopp der 

Verhandlungen aufgerufen.1

Ganz anders die europäischen Kon-

zerne und ihre Verbände: Für Busi-

nessEurope, den europäischen 

Arbeitgeberverband, ist das EU-Indi-

en-Freihandelsabkommen das wich-

tigste, das die EU derzeit verhandelt. 

Ihm gehen die Gespräche zwar nicht 

schnell genug, aber der Verband 

ist hochzufrieden mit der Verhand-

lungsführung der EU-Kommission. 

Und mit ihrer Informationspolitik. 

Kein Wunder.Symbiose zwischen Kommission 

und Wirtschaft n Schon Monate 

vor Beginn der offiziellen Gespräche 

mit Indien begann die EU-Kommis-

sion, die europäische Wirtschaft zu 

konsultieren. In einem detaillierten 

Fragebogen wurde sie zu Proble-

men beim Export von Gütern und 

Dienstleistungen, bei Filialeröffnun-

gen, beim Zugang zu Rohstoffen in 

Indien etc. befragt. Drei Tage vor 

Verhandlungsbeginn versicherte die 

damalige EU-Agrarkommissarin, 

Freihandel mit Indien 
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